Abdruck als Beilage — 193 — 
zur Geſetz⸗ Sammlung für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Bundes-⸗Geſetzblatt 
Norddeutſchen Bundes. 


(Nr. 303.) Geſetz, betreffend die Wechſelſtempelſteuer im Norddeutſchen Bunde. Vom 
10. Juni 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, nach erfolgter Zuſtimmung 
des Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 


$ 1. 

Gezogene und eigene Wechſel unterliegen im Gebiete des Norddeutſchen 
Bundes, lt Ausſchluß gr Sage Lande, einer nach Vorſchrift dieſes 
Geſetzes zu erhebenden, zur Bundeskaſſe fließenden Abgabe. 

Von der Stempelabgabe befreit bleiben: 

1) die vom Auslande auf das Ausland gezogenen, nur im Auslande zahl⸗ 
baren Wechſel 

2) die vom Inlande auf das Ausland gezogenen, nur im Auslande und 
er auf Sicht oder ſpäteſtens Innerhalb zehn Tagen nach dem Tage 
er Ausſtellung zahlbaren Wechſel, ſofern fie vom Ausſteller direkt in 
das Ausland remittirt werden. 


§. 2. 
Die Stempelabgabe wird in folgenden, im e ee unter Ein⸗ 


theilung des Thalers in dreißi Groſchen berechneten und nach der Summe, 
auf welche der Wache lte W Steuerſätzen erhoben, nämlich: 
von einer Summe von 50 Rthlrn, oder weniger ....- 1 Sgr., 
üer 50 bis 100 Ahlen... 14 
5 . e 34.200.002 33 
, * 


und ſo fort von jedem ferneren 100 Rthlr. der Summe 13 Sgr. mehr, der- 
geſtalt, daß jedes angefangene Hundert für voll gerechnet wird. 5 
Bundes ⸗Geſetzbl. 1869. 32 $. 3. 


Ausgegeben zu Berlin den 17. Juni 1869. 
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F. 3. 


Die zum Zweck der Berechnung der Abgabe vorzunehmende Umrechnung 
der in einer anderen als der Thalerwährung (F. 2.) ausgedrückten Summen 
erfolgt, ſoweit der Bundesrath nicht für gewiſſe Währungen allgemein zum 
Grunde zu legende Mittelwerthe feſtſetzt und bekannt macht, nach Maaßgabe des 
laufenden Kurſes. 8. 4 


Für die Entrichtung der Abgabe ſind der Bundeskaſſe ſämmtliche Perſonen, 
welche an dem Umlaufe des Wechſels im Bundesgebiete Theil genommen haben, 
ſolidariſch verhaftet. 


F. 5. 


Als Theilnehmer an dem Umlaufe eines Wechſels wird hinſichtlich der 
Steuerpflichtigkeit angeſehen: der Ausſteller, jeder Unterzeichner oder Mit⸗ 
unterzeichner eines Acceptes, eines Indoſſaments oder einer anderen Wechſel⸗ 
erklärung, und Jeder, der für eigene oder fremde Rechnung den Wechſel erwirbt, 
veräußert, verpfändet oder als Sicherheit annimmt, zur Zahlung präſentirt, 
Zahlung darauf empfängt oder leiſtet, oder Mangels Zahlung Proteſt erheben 
läßt, ohne Unterſchied, ob der Name oder die Firma auf den Wechſel geſetzt 
wird oder nicht. 


$. 6. 


Die Entrichtung der Stempelabgabe i erfalpen „ehe ein inländiſcher 
Wechſel von dem Ausſteller, ein ausländiſcher Wechſel von dem erſten inlän⸗ 
diſchen Inhaber ($. 5.) aus den Händen gegeben wird. 


$. 7. 


Dem Ausſteller eines inländiſchen Wechſels und dem erſten inländiſchen 
Jngaßer eines ausländiſchen Wechſels iſt geſtattet, den mit einem inländiſchen 
Indoſſament noch nicht verſehenen Wechſel vor Entrichtung der Stempelabgabe 
lediglich zum Zwecke der Annahme zu verſenden und zur Annahme zu präſen⸗ 
tiren. Der Acceptant eines unverſteuerten Wechſels iſt verpflichtet, vor der 
Rückgabe oder jeder anderweiten Aushändigung des Wechſels die Verſteuerung 
deſſelben zu bewirken. ; | 

Wird jedoch ein nicht zum Umlauf im Bundesgebiet beſtimmtes Exemplar 
eines in mehreren Exemplaren ausgefertigten Wechſels zur Einholung des Acceptes 
benutzt, fo bleibt der Acceptant von der Verpflichtung zur Verſteuerung befreit, 
wenn die Rückſeite des acceptirten Exemplars vor der Rückgabe dergeſtalt durch⸗ 
kreuzt wird, daß dadurch die weitere Benutzung deſſelben zum Indoſſiren ausge 
ſchloſſen wird. 

$. 8. 
Wird derſelbe Wechſel in mehreren, im Kontexte als Prima, Sekunda, 


Tertia u. ſ. w. bezeichneten Exemplaren ausgefertigt, ſo iſt unter dieſen dasjenige 
zu verſteuern, welches zum Umlaufe beſtimmt iſt. 
§. 9. 


— 195 — 


b. 9. 


Außerdem unterliegt der Verſteuerung jedes Exemplar, auf welches eine 
Wechſelerklärung — mit Ausnahme des Aeceptes und der Nothadreſſen — ge 
ſetzt iſt, die nicht auf einem nach Vorſchrift dieſes Geſetzes verſteuerten Exem⸗ 
plare ſich befindet. Die Verſteuerung muß erfolgen, ehe das betreffende Exemplar 
von dem Ausſteller der die Stempelpflichtigkeit begründenden Wechſelerklärung, 
oder, wenn letztere im Auslande abgegeben iſt, von dem erſten inländiſchen In⸗ 
haber aus den Händen gegeben wird. 


Soll ein unverſteuertes Wechſelduplikat ohne Auslieferung eines verſteuer⸗ 
ten Exemplars deſſelben Wechſels bezahlt oder Mangels Zahlung proteſtirt wer⸗ 
den, ſo iſt die Verſteuerung deſſelben zu bewirken, ehe die Zahlung oder Proteſt⸗ 
aufnahme ſtattfindet. 

Der Beweis des Vorhandenſeins eines verſteuerten Wechſelduplikates oder 
des Einwandes, daß die auf ein unverſteuertes Exemplar geſetzte Wechſelerklä⸗ 
rung auf einem verſteuerten Duplikate abgegeben ſei, oder daß bei Bezahlung 
eines unverſteuerten Duplikates auch ein verſteuertes Exemplar ausgeliefert ſei, 
liegt demjenigen ob, welcher wegen unterlaſſener Verſteuerung eines Wechſel⸗ 
exemplars in Anſpruch genommen wird. 


F. 10. 


Die Beſtimmungen im F. 9. finden gleichmäßig auf Wechſelabſchriften 
i Anwendung, welche mit einem Original⸗Indoſſamente, oder mit einer anderen 
urſchriftlichen Wechſelerklärung verſehen ſind. Jede ſolche Abſchrift wird hin⸗ 
ſichtlich der Beſteuerung einem Duplikate deffelben Wechſels gleichgeachtet. 


b. 11. 


Ä Iſt die in den $$. 6. bis 10. vorgeſchriebene Verſteuerung eines Wechſels, 
eines Wechſelduplikates oder einer Wechſelabſchrift unterlaſſen, jo iſt der nächſte, 
und, ſo lange die Verſteuerung nicht bewirkt iſt, auch jeder fernere inländiſche 

des ber verpflichtet, den Wechſel zu verſteuern, ehe er denſelben auf der Vorder⸗ 

h er Rückſeite unterzeichnet, veräußert, verpfändet, zur Zahlung präſentirt, Zah⸗ 
1 darauf empfängt oder leiſtet, eine Quittung darauf ſetzt, Mangels Zahlung 
Ei erheben läßt oder den Wechſel aus den Händen giebt. Auf die von den 

orbermännern verwirkten Strafen hat die Entrichtung der Abgabe durch einen 
ſpäteren Inhaber keinen Einfluß. 


b. 12. 


Der Verwahrer eines zum Accepte verſandten unverſteuerten Wechſel⸗ 
Templars wird, wenn er daſſelbe gegen Vorlegung eines nicht verſteuerten 
Templars (oder einer nicht verſteuerten Kopie) deſſelben Wechſels ausliefert, für 
die Stempelabgabe verhaftet und verfällt, wenn dieſelbe nicht entrichtet wird, in 

die im $. 15. beſtimmte Strafe. 
32˙ $. 13. 
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F. 13. 


Die Verpflichtung zur Entrichtung der Stempelabgabe wird erfüllt: 
1) durch Ausſtellung des Wechſels auf einem mit dem erforderlichen Bundes⸗ 
ſtempel verſehenen Blanket, 
oder 


2) durch Verwendung der erforderlichen Bundesſtempelmarke auf dem 
Wechſel, wenn hierbei die von dem Bundesrathe erlaſſenen und bekannt 
gemachten Vorſchriften über die Art und Weiſe der Verwendung beob- 
achtet worden ſind. 


§. 14. 


Stempelmarken, welche nicht in der vorgeſchriebenen Weiſe verwendet 
worden ſind, werden als nicht verwendet angeſehen. 


§. 15. 


Die Nichterfüllung der Verpflichtung zur Entrichtung der Stempelabgabe 
wird mit einer Geldbuße beſtraft, welche dem funfzigfachen Betrage der hinter⸗ 
zogenen Abgabe gleichkommt. 

Dieſe Strafe iſt beſonders und gan zu entrichten von Jedem, welcher 
der nach den $$. 4 — 12. ihm obliegenden Verpflichtung zur Entrichtung der Stem⸗ 
pelabgabe nicht rechtzeitig genügt hat, ingleichen von inländiſchen Maklern und 
Unterhändlern, welche wiſſentlich unverſteuerte Wechſel verhandelt haben. 

Die Verwandlung einer Geldbuße, zu deren Zahlung der Verpflichtete 
unvermögend iſt, in eine Freiheitsſtrafe findet nicht ſtatt. Auch darf zur Bei⸗ 
treibung von Geldbußen ohne Zuſtimmung des Verurtheilten, inſofern dieſer ein 
Inländer iſt, kein Grundſtück ſubhaſtirt werden. 


F. 16. 


Der Acceptant eines gezogenen und der Ausſteller eines trockenen Wechſels 
können daraus, daß der Wechſ ur Zeit der Annahme⸗Erklärung, beziehungs⸗ 
weiſe der de nden 1 geweſen ſei, keinen Einwand gegen die 
geſetzlichen Folgen der Nichtverſteuerung deſſelben entnehmen. 


9. 17. 


Wechſelſtempel⸗Hinterziehungen ($. 15.) verjähren in fünf Jahren, von 
dem Tage der Ausſtellung des Wechſels an gerechnet. Die Verjährung wird 
7 jede auf Verfolgung der Hinterziehung gegen den Angeſchuldigten gerichtete 
amt iche Handlung unterbrochen. 


b. 18. 


In Betreff der Feſtſtellung, Unterſuchung und Entſcheidung der Werhfel- 
ſtempel⸗Hinterziehung und der Vollſtreckung der Strafe, Nie in ai a. 
traf 
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Strafmilderung und des Erlaſſes der Strafe im Gnadenwege kommen die Vor⸗ 
ſchriften zur Anwendung, nach welchen ſich das Verfahren wegen Vergehen 
egen die geligejege — in den von der gemeinfchaftlichen Zollgrenze ausge⸗ 
ſchloſſenen Bezirken aber das Verfahren wegen Vergehen gegen die Stempel- 
geſetze — beſtimmt. i 

Die im F. 15. vorgeſchriebenen Geldbußen fallen dem Fiskus desjenigen 
Staates zu, von deſſen Behörden die Strafentſcheidung erlaſſen iſt. 


§. 19. 


Jede von einer nach $. 18. zuftändigen Behörde wegen Wechſelſtempel⸗ 
Hinterziehung einzuleitende i und zu erlaſſende Strafentſcheidung 
kann auch auf diejenigen Inhaber des Wechſels, welche anderen Bundesſtaaten 
angehören, ausgedehnt werden. Die Strafvollſtreckung iſt nöthigenfalls durch 
Requifition der zuſtändigen Behörden und Beamten des Staates zu bewirken, in 
deſſen Gebiete die Vollſtreckungsmaaßregel zur Ausführung kommen ſoll. 

Die Behörden und Beamten der Bundesſtaaten ſollen ſich gegenſeitig 
thätig und ohne Verzug den verlangten Beiſtand in allen geſetzlichen Maaßregeln 
leiſten, welche zur Entdeckung oder Veſtrafung der Wechſelſtempel⸗Hinterziehungen 
dienlich ſind. 

$. 20. 


Die in den einzelnen Staaten des Bundes mit der Beauffichtigung des 
Stempelweſens beauftragten Behörden und Beamten haben die ihnen obliegenden 
Verpflichtungen mit gleichen Befugniſſen, wie fie ihnen hinſichtlich der nach den 
Landesgeſetzen zu entrichtenden Stempelabgaben zuſtehen, auch hinſichtlich der 
Bundes⸗Stempelabgabe wahrzunehmen. 


g. 21. 


Außer den Steuerbehörden haben alle diejenigen Staats⸗ oder Kommunal: 
behörden und Beamten, denen eine richterliche oder Polizeigewalt anvertraut 
i, ſowie die Notare und andere Beamte, welche Wechſelproteſte ausfertigen, die 

erpflichtung, die Beſteuerung der bei ihnen vorkommenden Wechſel und An⸗ 
weiſungen von Amtswegen zu prüfen und die zu ihrer Kenntniß kommenden 
Zuwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz bei der nach $. 18. zuſtändigen Behörde 
zur Anzeige zu bringen. Notare, Gerichtsperſonen und andere Beamte, welche 
Wechfelprotefte ausfertigen, find verbunden, ſowohl in dem Proteſte, als in dem 
über die Proteſtation etwa aufzunehmenden Protokolle ausdrücklich zu bemerken, 
mit welchem Stempel die proteſtirte Urkunde verſehen, oder daß ſie mit einem 
Bundesſtempel nicht verſehen iſt. 


$. 22. 


Das Bundespräſidium ift ermächtigt, wegen der Anfertigung und des 
Debits der Bundes rte und gefiem elten Blankets, ſowie wegen der 
Bedingungen, unter welchen für verdorbene Stempelmarken und Blankets Exftat- 
tung zuläſſig iſt, die erforderlichen Anordnungen zu erlaſſen. 9 2 
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$. 23. 


Wer unechte Bundesſtempelmarken anfertigt oder echte verfälſcht, imgleichen 
wer wiſſentlich von falſchen oder gefälſchten Stempelmarken Gebrauch macht oder 
ſich einer diefer Handlungen in Bezug auf geſtempelte Blankets ($. 13. Nr. 1.) 
ſchuldig macht, hat die in den Landesgeſetzen beſtimmte Strafe der Fälſchung des 
Stempelpapiers und, in Ermangelung beſonderer Strafvorfchriften über dieſen 
Gegenſtand, die Strafe der Fälſchung öffentlicher Urkunden verwirkt. 

Wer wiſſentlich eine ſchon einmal verwendete Stempelmarke, oder ein ſchon 
einmal verwendetes Blanket, oder ein von einer Urkunde abgetrenntes Bundes⸗ 
ſtempelzeichen zu einer ſtempelpflichtigen Urkunde verwendet, hat, außer der Strafe 
der Steuerhinterziehung, eine Geldbuße von zehn bis zweihundert Thalern oder verhält⸗ 
nißmäßige Freiheitsſtrafe verwirkt. Wer wiſſentlich eine ſchon einmal verwendete 
Stempelmarke oder ein verwendetes Blanket, von welchem die darauf geſetzte 
Schrift wieder entfernt iſt, veräußert, wird, inſofern er nicht als Urheber des im 
vorhergehenden Satze vorgeſehenen Vergehens oder als Theilnehmer an demſelben 
anzuſehen iſt, mit Geldbuße von Einem bis zwanzig Thalern oder verhältnißmäßiger 
Gefängnißſtrafe belegt. 


F. 24. 


Die Vorſchriften dieſes Geſetzes kommen gleichmäßig zur Anwendung auf 
die an Ordre lautenden Zahlungsverſprechen (Billets à Ordre) und die von Kauf⸗ 
leuten oder auf Kaufleute ausgeſtellten Anweiſungen (Aſſignationen) jeder Art 
auf Geldauszahlungen, Akkreditive und Zahlungsaufträge, gegen deren Vorzeigung 
oder Auslieferung die Zahlung geleiſtet werden ſoll, ohne Unterſchied, ob dieſelben 
in Form von Briefen oder in anderer Form ausgeſtellt werden. 


Befreit von der Stempelabgabe ſind: 


1) die ſtatt der Baarzahlung dienenden, auf Sicht zahlbaren Platzanweiſun⸗ 
gen und Checks (d. i. Anweiſungen auf das Guthaben des Ausſtellers 
ei dem die Zahlungen deſſelben beſorgenden Bankhauſe oder Geldinftitute), 
wenn ſie ohne Accept bleiben; andernfalls muß die Verſteuerung er⸗ 
folgen, ehe der Acceptant die Platzanweiſung oder den Check aus den 
Händen giebt. ; 

In welchen Fällen auch Anweiſungen, die an einem Nachbarorte 
des Ausſtellungsortes zahlbar ſind, den Platzanweiſungen gleichgeachtet 
werden ſollen, beſtimmt der Bundesrath nach Maaßgabe der örtlichen 
Verhältniſſe ; 


2) Akkreditive, durch welche lediglich einer beſtimmten Perſon ein nur im 
Mapimalbetrage begrenzter oder unbeſchränkter, nach Belieben zu be⸗ 
nutzender Kredit zur Verfügung geftellt wird; 


3) Banknoten und andere auf den Inhaber lautende, auf Sicht zahlbare 
Anweiſungen, welche der Ausſteller auf ſich ſelbſt ausſtellt. 


. 25. 
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$. 25. 


Die in den Staaten des Norddeutſchen Bundes beſtehenden Stempel- 
abgaben von Wechſeln, Anweiſungen und dieſen gleichgeſtellten Papieren (§. 24.) 
werden aufgehoben. 

Auch von den auf Wechſel oder Anweisungen und dieſen gleichgeſtellte 
Papiere geſetzten Indoſſamenten, Giro's und anderen Wechſelerklärungen, Quit⸗ 
tungen und ſonſtigen auf die Leiſtungen aus dem Wechſel bezüglichen Vermerken 
dürfen landesgeſetzliche Stempelabgaben nicht weiter erhoben werden. 


$. 26. 


Subjektive Befreiungen von der Bundesſtempelabgabe finden nicht ftatt. 

Für die Aufhebung der in den einzelnen Staaten des Bundes beſtehenden 
ſubjektiven Befreiungen von der Wechſelſtempelſteuer, welche auf läſtigen Privat⸗ 
rechtstiteln beruhen, wird, inſoweit dieſelben nach den Landesgeſetzen nicht ohne 
Entſchädigung aufgehoben werden können, aus der Bundeskaſſe Entſchädigun 
geleiftet. Sind in den der Befreiung zum Grunde liegenden Verträgen, Spezial⸗ 
privilegien und ſonſtigen Rechtstiteln Beſtimmungen über die Art und Höhe der 
Entſchadigung enthalten, jo behält es dabei fein Beenden 


Anderenfalls wird bis zum Erlöſchen der Befreiung dem Berechtigten der 
Stempelbetrag, welchen er nach Vorſchrift dieſes Geſetzes entrichtet hat, auf 
Grund periodiſcher Nachweiſung aus der Bundeskaſſe erſtattet. Die Aufftellung 
und Prüfung der periodiſchen Nachwelt erfolgt nach den von dem Bundes⸗ 
rathe hierüber zu erlaſſenden näheren Anordnungen. 


Für Stempelbeträge, deren Erſtattung der Berechtigte von anderen Theil⸗ 
nehmern am Umlaufe des Wechſels oder von ſeinen Kommittenten zu fordern 
hat, wird in keinem Falle aus der Bundeskaſſe Entſchädigung gewährt. 


F. 27. 


Gebi Jedem Bundesſtaate wird von der jährlichen Einnahme für die in ſeinem 
S = debitirten Wechſelſtempelmarken und geſtempelten Blankets bis zum 

chluſſe des Jahres 1871. der Betrag von 36 Prozent, bis zum Schluffe des 
ag 1873. der Betrag von 24 Prozent, bis zum Schluſſe des Jahres 1875. 
= 9 von 12 Prozent und von da ab dauernd der Betrag von 2 Prozent 
aus der Bundeskaſſe gewährt. 


$. 28. 


Die aun Ausführung di Stfigen Best 
Bundesrathe ng dieſes Geſetzes nöthigen Beſtimmungen werden vom 


$. 29. 


Dies Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1870. in Kraft. z 
In 


. 


In Betreff aller vor dieſem Tage ausgeſtellten inländiſchen oder von dem 
erſten inländiſchen Inhaber aus den Händen gegebenen ausländiſchen Wechſel 
kommen noch die bisherigen landesgeſetzlichen Vorſchriften zun Anwendung. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Bundes ⸗Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 10. Juni 1869. 
(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. 


Redigirt im Büreau des Bundeskanzlers. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(K. v. Decker). 


